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Die Zahlen sprechen für sich: Gerade ein-
mal 59 Prozent der Bundesbürger sind der
Ansicht, die Soziale Marktwirtschaft sei
eine bewährte Wirtschaftsordnung. Das
sind zwar 8 Prozentpunkte mehr als beim
historischen Tiefststand im Mai 2005, als
angesichts der aufkommenden „Heu-
schreckendebatte“ nur noch knapp die
Hälfte der Befragten mit dem Wirt-
schaftssystem zufrieden war. Aber von
Spitzenwerten (76 Prozent Zufriedenheit
im Oktober 2001) ist die aktuelle Quote
der Zustimmung weit entfernt. 34 Prozent
vertreten sogar mittlerweile die Meinung,

die Wirtschaftsverfassung der Bundesre-
publik habe sich nicht bewährt. Die Werte
sind das Ergebnis einer repräsentativen
Meinungsumfrage des Mannheimer Insti-
tuts für praxisorientierte Sozialforschung
(ipos) im Auftrag des Bankenverbandes.
Immerhin gaben mehr als zwei Drittel der
Befragten an, mit dem Begriff der Sozia-
len Marktwirtschaft „etwas Gutes“ in Ver-
bindung zu bringen (5 Prozent: „etwas
Schlechtes“). Jeder Vierte hatte jedoch
keinerlei Vorstellung davon, was sich genau
hinter der Wirtschaftsordnung des Lan-
des verbirgt.

Vertrauenskrise mit
Reformkurs überwinden
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Das Ansehen unserer jahrzehntelang bewähr-
ten Wirtschafts- und Sozialordnung hat gelit-
ten. Über die Ursachen kann man trefflich
diskutieren. Jetzt aber sind Lösungen gefragt,
um verloren gegangenes Vertrauen zurückzu-
gewinnen. Nur mit einem starken Rückhalt
bei den Menschen kann die Soziale Markt-
wirtschaft auf Dauer ein Erfolgsmodell blei-
ben. Reformen sind notwendig, mit denen
sich die Gesellschaft wieder auf die markt-
wirtschaftlichen Prinzipien besinnt – auch,
um Deutschland im Zeitalter der Globalisie-
rung wieder an der Spitze der Wirtschafts-
nationen zu positionieren. Dafür ist nicht, wie
immer wieder gefordert wird, mehr Staat
gefragt, sondern weniger: weniger staatliche
Regulierungen und fiskalpolitische Interven-
tionen, möglichst freier Wettbewerb und
mehr Verantwortung für jeden Einzelnen.
Mehr Marktwirtschaft könnte auch den aktu-
ell prognostizierten Wirtschaftsaufschwung
unterstützen und dauerhaft für mehr Beschäf-
tigung sorgen. Dazu gehören auch angemesse-
ne Tarifabschlüsse. Gehaltsforderungen von 
5 Prozent, wie von ver.di mit Blick auf die am
16. Mai beginnenden Tarifverhandlungen für
die Bankangestellten erhoben, sind realitäts-
fern und werden der Verantwortung der
Tarifparteien für die Beschäftigung in der
Branche nicht gerecht.

Editorial

▲

Verantwortung 

SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT. Die Wirtschaftsordnung Deutschlands steckt

in einer Vertrauenskrise. Jeder dritte Bundesbürger äußert Zweifel an der

Sozialen Marktwirtschaft, jeder Vierte hat keine konkrete Vorstellung zum Wirt-

schaftssystem. Das geht aus einer Studie des Bundesverbandes deutscher Ban-

ken hervor. Nur mit einem klaren Reformkurs kann das Vertrauen in die Grund-

prinzipien des Wirtschaftssystems wiederhergestellt werden.

SO DENKEN DIE BÜRGER ÜBER DIE EIGENE WIRTSCHAFTSORDNUNG

Quelle: Repräsentative ipos-Umfrage im Auftrag des Bundesverbandes deutscher Banken, Oktober 2005

Die Soziale Marktwirtschaft hat sich ...

Mit dem Begriff Soziale Marktwirtschaft verbinde ich ...

Für die Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft brauchen wir ...

... bewährt

... nicht bewährt

... weiß nicht

59 %

34 %

8 %

... etwas Gutes

... etwas Schlechtes

... nichts Bestimmtes

... weiß nicht

69 %

5 %

24 %

2 %

... mehr Markt/Wettbewerb

... mehr soziale Absicherung

... keine Änderung

... weiß nicht

40 %

44 %

9 %

7 %
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renommierte Vertreter aus Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft kamen Ende
November 2005 in Berlin zusammen, um
Antworten auf die Frage nach der Zukunfts-
fähigkeit der Sozialen Marktwirtschaft zu
finden und nach Gründen für die Vertrau-
enskrise der Wirtschaftsordnung zu
suchen. So wertete etwa Paul Nolte, Pro-
fessor an der Freien Universität Berlin, den
Rückgang des Vertrauens auch als Folge
„eines erschreckenden Realitätsverlustes,
weil sich viele nicht mehr klar machen, wel-
ches beispiellose Ausmaß an Wohlstand,
Freiheit und Sicherheit wir einer offenen
Marktgesellschaft verdanken, und was wohl
die Alternative wäre“. Um den gesell-
schaftlichen Konsens über die eigene Wirt-
schaftsordnung wiederherzustellen,
bedarf es nach Ansicht der Experten der
Bereitschaft, in vier zentralen Bereichen
Veränderungen herbeizuführen:

• Konsolidierung der öffentlichen Haus-
halte – allerdings nicht durch zusätzliche 
Belastungen für Bürger und Unterneh-
men, sondern durch eine strikte Haus-
haltsdisziplin des Staates. 

• Weitere Öffnung der Märkte – und damit 
eine weitere Stärkung eines der grund-
legenden Prinzipien der Marktwirtschaft. 
Aktuell zu beobachtende Abschottungs-
tendenzen für einzelne Wirtschaftsbe-
reiche sind kontraproduktiv.

• Weitere Flexibilisierung der Arbeits-
märkte – ein wichtiger Beitrag zur Sen-

HOHE REFORMBEREITSCHAFT
Um die Soziale Marktwirtschaft aus der
aktuellen Vertrauenskrise befreien zu kön-
nen, setzen die Bundesbürger auf kon-
träre Rezepte. Während 44 Prozent noch
„mehr soziale Absicherung“ verlangen,
sprechen sich vier von zehn Befragten
dagegen für „mehr Markt und freien Wett-
bewerb“ aus; immerhin hat dieser Anteil
in den vergangenen elf Jahren deutlich
zugenommen – von 25 Prozent im Mai
1994 auf 40 Prozent Ende 2005.

Zu einem klaren Votum für einen Reform-
kurs, der auf eine Stärkung der Marktme-
chanismen und des Wettbewerbsgedan-
kens setzt, verständigten sich auch die
Teilnehmer am gesellschaftspolitischen
Forum der privaten Banken in Deutsch-
land, den Schönhauser Gesprächen. 200

▲
In der dritten Verhandlungsrunde gelang

der Durchbruch: Anfang Juli 2004 einig-

ten sich die Tarifparteien des Bankgewer-

bes auf einen neuen Tarifvertrag mit einer

Laufzeit bis zum 31. Mai 2006. 

Unter anderem wurden folgende Punkte

beschlossen:

• Lineare Gehaltserhöhung: Tarifgehälter

und Ausbildungsvergütungen werden ab

1. September 2004 um 2,0 Prozent  und

zum 1. September 2005 um weitere 1,6

Prozent angehoben.

• Öffnungsklausel zur Arbeitsplatzsiche-

rung: Im Härtefall können Unternehmen

befristet von tariflichen Regelungen

abweichen, sofern beide Tarifparteien

dem Vorgehen der Betriebsparteien

zustimmen.

• Ausbildungsinitiative: In den Jahren 2004

und 2005 erhöhen die Banken ihr Ange-

bot an neuen Ausbildungsplätzen um ins-

gesamt 3 Prozent (siehe auch nebenste-

hende Meldung).

Des Weiteren einigten sich die Tarifpartei-

en darauf, die Vereinbarungen zu Vorru-

hestand und zur Samstagsarbeit bis 2006

sowie die so genannte 31-Stunden-Klausel

(Arbeitszeitverkürzung durch Betriebsver-

einbarung zur Beschäftigungssicherung)

bis zum Jahr 2008 zu verlängern. Der

Altersteilzeit-Tarif sowie die tarifliche Rah-

menregelung zu Langzeitkonten wurden

bis Ende 2009 verlängert. Zudem wurde

ab September 2005 der nach individueller

Leistung variable Anteil der tariflichen Jah-

resvergütung auf 7,5 Prozent erhöht.

Rückblick

Trotz weiter rückläufiger Beschäftigung
in der Branche haben die Mitglieds-
institute des AGV Banken und der Tarif-
gemeinschaft öffentlicher Banken in
den Jahren 2004 und 2005 deutlich
mehr Ausbildungsplätze angeboten, als
in 2003 besetzt wurden. Damit haben
die privaten und öffentlichen Banken
die in der Tarifrunde 2004 vereinbar-
te Ausbildungsinitiative klar erfüllt.
Tariflich war zugesagt worden, das Aus-
bildungsplatzangebot – verteilt auf die
Jahre 2004 und 2005 – um 3 Prozent
gegenüber den angetretenen Ausbil-
dungsverhältnissen im Jahr 2003 zu
steigern. Tatsächlich wurde die Planung
für 2004 um 7 Prozent und für 2005
um 3 Prozent erhöht. Obwohl nicht alle
Stellen angetreten wurden, konnte so
die Zahl der neu eingestellten Auszu-
bildenden in den beiden Jahren
gegenüber 2003 um mehr als 4 Pro-
zent gesteigert werden. Das positive
Gesamtergebnis ist Resultat einer
betrieblichen Ausbildungspolitik, die
zum Teil über den konkreten Bedarf
hinausgegangen ist. Sie folgte dem
Grundsatz der Ausbildungsinitiative:
„Ausbildung geht vor Übernahme“.

Banken erfüllen tariflichen 
Ausbildungspakt

kung der Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land; die anhaltend hohe Arbeitslosen-
quote ist übrigens mit ein Grund dafür, 
warum die Bundesbürger allmählich ihr 
Vertrauen in die Wirtschaftsordnung 
verlieren. 

• Förderung des technischen Fortschritts
– das bedeutet eine Stärkung des Wett-
bewerbsgedankens sowie mehr Freiräu-
me für Unternehmen, die Risiken nicht 
scheuen und in zukunftsweisende Tech-
nologien investieren.

Es ist eine gemeinsame Kraftanstrengung
von Politik, Wirtschaft und Bürgern erfor-
derlich, um der Sozialen Marktwirtschaft
wieder den Status zu verschaffen, den sie
über viele Jahrzehnte hinweg innehatte –
Garant für Wirtschaftswachstum, Wohl-
stand und soziale Sicherheit zu sein.

Weitere Informationen zur Studie sowie
zu den Schönhauser Gesprächen im Internet
unter www.bankenverband.de (Politik +
Gesellschaft, Rubrik „Schönhauser
Gespräche“).

Wir müssen mehr darauf 

setzen, dass Leistung herausge-

fordert und wertgeschätzt wird,

weil Leistung in einer freiheitlichen

Gesellschaft letztlich die Quelle

von Gerechtigkeit ist.

Thüringens Ministerpräsident Dieter Althaus
in seiner Rede bei den Schönhauser Gesprächen

„

“

Bankentarifrunde 2004: Arbeitgeber setzen Öffnungsklausel durch
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„Der Verteilungsspielraum 
ist äußerst gering“ 

kompakt: Herr Dr. von Heydebreck, für die am
16. Mai beginnende Tarifrunde hat ver.di die
Latte hoch gehängt. Was halten Sie von der For-
derung nach 5 Prozent mehr Gehalt?
von Heydebreck: Sie hat schon mit der
wirtschaftlichen Situation in unserem Land
nichts zu tun – noch weniger mit der Bran-
chensituation. Es muss schon verwundern,
wenn dem Fachbereich Finanzdienstleis-
tungen zur Begründung seiner Gehalts-
forderung nichts Besseres einfällt als die
Summierung von Preissteigerung mit dem
gesamtwirtschaftlichen Produktivitätszu-
wachs, garniert mit der angeblichen Ent-
wicklung des Volkseinkommens im letz-
ten Jahr. Sind die daraus gezogenen
Schlüsse schon nicht mehr nachvollzieh-
bar, so gilt das erst recht, wenn die für das
Tarifgeschehen allein maßgebliche Bran-
chensituation den Ausgangspunkt der
Betrachtung markiert.

kompakt: ver.di führt eine sehr gute Branchen-
entwicklung ins Feld und beruft sich darauf, dass
der Produktivitätszuwachs gerade bei den Banken
mit Blick auf den Beschäftigungsabbau beson-
ders hoch ausgefallen sei. Ist das denn so falsch?
von Heydebreck: Es wäre schlimm, wenn
wir in den letzten zwei Jahren nicht das
Ruder hätten herumreißen können. Doch
bietet die positive Entwicklung keinen
Anlass, die für unsere Institute latent
gefährliche Kostenfrage auch nur einen
Moment aus den Augen zu verlieren. Wir
dürfen nicht vergessen, dass wir als Kre-
ditgewerbe noch in 2003 Milliarden-
verluste verkraften mussten. Seitdem
haben massive Sparmaßnahmen, ein ver-
bessertes Risikomanagement und vieler-
orts eine strategische Neuausrichtung
schrittweise die Umkehr zum Besseren
gebracht. So sehr wir uns darüber freuen
können, zu Luftsprüngen besteht beilei-
be kein Anlass. Das zeigt die Entwicklung
der Eigenkapitalrentabilität. Lag diese im
Jahr 2004 noch bei mageren 4 Prozent,
dürfte im letzten Jahr ein Anstieg auf etwa
9 bis 10 Prozent erreicht worden sein. Auch
wenn das ein guter Schritt vorwärts ist.
Mit diesem Niveau haben die Banken gera-

de einmal ihre Kapitalkosten verdient. Aus-
kömmlich sind solche Werte nicht – schon
gar nicht im internationalen Vergleich.

kompakt: Dennoch melden einige Banken gute
Ergebnisse. Es ist doch verständlich, wenn ver.di
einen Anteil davon für die Mitarbeiter reklamiert?
von Heydebreck: Hier muss man die Dinge
auseinander halten. Ein Gutteil der Erträ-
ge dieser Institute ist im Ausland erwirt-
schaftet worden. Die Rentabilität des
Inlandsgeschäfts – hier ist das Gros der
Tarifangestellten
beschäftigt – kann
dagegen noch kei-
neswegs zufrieden
stellen. Zudem
können die Konso-
lidierungserfolge
nicht von Jahr zu
Jahr erneut einge-
fahren werden. 
Darauf hat Bun-
desbankpräsident

Weber jüngst eindringlich aufmerksam
gemacht. Die Zukunft wird von der Ertrags-
seite bestimmt, die – auch darauf weist
Weber hin – deutlich verbessert werden
muss. Ohne strikte Kostendisziplin wer-
den wir nicht weiterkommen. Selbst wenn
die Sachverständigen uns aktuell ein
Wachstum von gut 1,5 Prozent prognosti-
zieren, können wir nicht auf eine kon-
junkturbedingte Ausdehnung des
Geschäftsvolumens setzen. Das wäre zu
kurz gedacht: Schon 2007 wird die Mehr-
wertsteuererhöhung wieder jede Dyna-
mik herausnehmen – und damit sind noch
nicht die generellen Risiken angesprochen.
Derzeit vergeht kein Tag, ohne dass über
die Auswirkungen der Energiepreise auf
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung
spekuliert wird. 

kompakt: ver.di fordert Tarifregelungen zur
beruflichen Weiterbildung, zur Altersversorgung
und zur Gesundheitsförderung. Haben die
Arbeitgeber hier größere Spielräume?
von Heydebreck: Das sind alles Themen,
die einer zusätzlichen Regulierung nicht
bedürfen, weil sie in unserer Branche vor-
bildlich erledigt werden, und zwar im Ein-
vernehmen und unter Mitwirkung der
betrieblichen Vertretungen. Die Arbeits-
bedingungen in Deutschland werden eben
nicht nur am Tariftisch entschieden. Sie
werden auch auf betrieblicher Ebene aus-
gehandelt – in vielen Fällen mit besseren,
weil passgenaueren Lösungen. Darüber
zusätzlich die Einheitssoße des Flächen-
tarifvertrages zu kippen ergibt nun wirk-
lich keinen Sinn.

kompakt: Mit welchen Forderungen gehen die
Bankenarbeitgeber in die Tarifrunde?
von Heydebreck: Wie immer stehen meh-
rere Themen auf unserer Tarifagenda.
Ganz oben steht natürlich die Frage nach
den Kostenbelastungen in unserer Bran-
che. Anders als in der Industrie stellen
bei uns die Personalkosten den Löwenan-
teil der Gesamtaufwendungen. Geraten
diese aus dem Lot, führt das zwangs-
läufig zu neuem Druck auf die Beschäf-
tigung in unseren Mitgliedsinstituten.
Der Verteilungsspielraum ist deshalb
äußerst gering. Unser weiteres großes
Thema bleibt die Flexibilisierung des
Tarifvertrages. Wir wollen erreichen,
dass die tarifvertraglich bereits vorge-
sehenen Langzeitkonten in einem brei-
teren Umfang nutzbar gemacht werden
können als es bisher der Fall ist. Wir
sehen es beispielsweise nicht ein, warum
einzelne Urlaubstage dort nicht einge-
stellt werden dürfen, obwohl das ein-
deutig im Interesse der Mitarbeiter ist.
Auch muss endlich die im Jahr 2000 ver-
einbarte Regelung, mit der zusätzliche
Samstagsarbeit ermöglicht wurde, als
Dauerregelung in den Tarifvertrag über-
führt werden. Die damalige Befürchtung
der Gewerkschaften, dass sich daraus
ein „Flächenbrand“ entwickeln würde,
hat sich als haltlos erwiesen. Last but
not least müssen wir über die im Jahr
1984 vereinbarte tarifliche Vorruhe-
standsregelung sprechen. Wir können
diese nicht aus der Diskussion über die
problematischen Folgen von Frühver-
rentungssystemen heraushalten. Vor
dem Hintergrund unserer demografi-
schen Entwicklung müssen auch wir hier
einen Schlusspunkt finden.

BANKENTARIF. Interview mit Tessen von Heydebreck, Vorsitzender des AGV

Banken, zur bevorstehenden Verhandlungsrunde, die am 16. Mai in Frankfurt am

Main beginnt.

Tessen von 
Heydebreck
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Ohne strikte Kosten-
disziplin werden wir nicht
weiterkommen.

„
“
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Wegen schwacher Geburtenraten und der
zunehmenden Überalterung der Gesell-
schaft stehen den Unternehmen in den
nächsten Jahren immer weniger Arbeits-
kräfte zur Verfügung. Während die Bevöl-
kerung in Deutschland bis zum Jahr 2050
nach Prognosen des Statistischen Bun-
desamts um gut 10 Prozent schrumpfen
wird (von heute 82 auf dann rund 75 Mil-
lionen Menschen), dürfte der Anteil der
Erwerbspersonen unter den Einwohnern
sogar noch deutlich stärker sinken – von
45 auf gut 35 Millionen, das bedeutet ein
Minus von 22 Prozent. 

UNGÜNSTIGE ALTERSSTRUKTUR
Experten erwarten, dass es spätestens in
zehn Jahren zu einem kontinuierlich wach-
senden Arbeitskräftemangel in Deutsch-
land kommen wird. Dazu trägt auch die
sich ungünstig entwickelnde Altersstruktur
bei: Bereits im Jahr 2010 dürften nach
Berechnungen des Bundesamts für Bau-
wesen und Raumordnung die 45- bis 65-
Jährigen den Löwenanteil unter den
Erwerbspersonen in Deutschland ausma-
chen, ihr Anteil soll von heute 37 Prozent
auf 42 Prozent (2010) und schließlich auf
fast 45 Prozent (2020) steigen. Zudem
wird prognostiziert, dass nur jeder fünfte
Arbeitnehmer unter 30 Jahre alt sein wird
– der Fachkräftemangel ist damit für zahl-
reiche Branchen vorprogrammiert. Auch

die Sozialsysteme, vor allem die Renten-
versicherung, stehen dadurch vor großen
Herausforderungen. Immer weniger Bei-
tragszahler müssen für immer mehr Lei-
stungsempfänger aufkommen. Heute ste-
hen 44 Personen im Rentenalter 100
Erwerbsfähige gegenüber, bis 2050 soll
sich diese Relation auf 78 zu 100 ver-
schlechtern, sofern es nicht gelingt, älte-
re Mitarbeiter länger als bisher im Erwerbs-
leben zu halten. Dazu ist es in einem ersten
Schritt notwendig, die bisherige Frühver-
rentung zu stoppen. Des Weiteren ist es
unumgänglich, das Renteneintrittsalter
heraufzusetzen. Der Beschluss der Bun-
desregierung, die heutige Standardgren-

ze von 65 Jahren beginnend ab 2012 bis
zum Jahr  2029 stufenweise auf 67 Jahre
zu erhöhen, ist daher ein notwendiger
Schritt in die richtige Richtung.
Die Unternehmen in Deutschland werden
sich in den kommenden Jahren verstärkt
auf eine alternde Belegschaft und den dro-
henden Fachkräftemangel einstellen müs-
sen – etwa, indem die Arbeitsplätze alters-
gerecht gestaltet oder ältere Arbeitneh-
mer verstärkt weitergebildet werden. Auch
die Tarifparteien stehen in der Pflicht,
schon heute ihren Beitrag für die Siche-
rung des zukünftigen Arbeitslebens zu leis-
ten. Gefragt ist hier insbesondere der Aus-
bau flexibler Instrumente wie Langzeit-
konten, um den Mitarbeitern neue Optionen
zur Gestaltung ihrer Lebensarbeitszeit zu
eröffnen.

Unternehmen vor großen Herausforderungen
ARBEITSMARKT. Die demografische Entwicklung in Deutschland erfordert

neue Konzepte für die Wirtschaft und die sozialen Sicherungssysteme. 

Die im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) organisierten Gewerkschaften haben
auch im Jahr 2005 deutlich an Mitgliedern verloren. Dieser Abwärtstrend hat sich
laut DGB allerdings im Vergleich zu den Vorjahren verlangsamt. Der Rückgang bei den
Mitgliederzahlen lag zwischen 1,2 Prozent (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft)
und 7,8 Prozent (IG Bauen-Agrar-Umwelt). Insgesamt waren Ende 2005 rund 6,78 Mil-
lionen Menschen in einer der DGB-Gewerkschaften organisiert, das sind 3,3 Prozent
weniger als im Jahr zuvor.
Eine ähnliche Entwicklung meldet die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). Sie
zählte zum Jahresende 2005 rund 2,36 Millionen Mitglieder und damit gut 100.000
weniger als zwölf Monate zuvor. Der Mitgliederschwund liegt für 2005 bei 4,3 Prozent
und damit unter der Quote der beiden Vorjahre. Im Jahr 2004 verzeichnete ver.di
noch einen Rückgang von 5,7 Prozent, 2003 gab es ein Minus von 4,6 Prozent. Erste
Erfolge bei der verstärkten Mitgliederwerbung konnte ver.di im vierten Quartal 2005
verbuchen: Bei den Erwerbstätigen lag die Zahl der Beitritte mit rund 32.900 über der
Summe der Austritte (rund 25.400), der Anteil der Erwerbstätigen unter den ver.di-
Mitgliedern beträgt nach eigenen Angaben 73,7 Prozent.

BEVÖLKERUNGSSTRUKTUR (in Millionen)

ab 2010: Prognose bei einer unterstellten Zuwanderung 
von jährlich 200.000 Menschen 
Quellen: Statistisches Bundesamt, IW
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Mitgliederschwund bei ver.di leicht abgeschwächt


